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Den Beschäftigten der Polizei reicht es!

Polizeibeschäftigte werden permanent geschröpft....

Ständige zeitliche Abkoppelungen bei der Übertragung der Tarifergebnisse

Verschlechterung bei der Beihilfe

Veränderungen bei der Besoldungstabelle, Wegfall des Zweijahresrhythmus

Versorgungsabschläge 1999, 2000, 2001 jeweils 0,2 %

Kürzung der Pensionen von 75 % auf 71,75 %

Ersatzlose Streichung der Jubiläumszuwendung

Keine Beförderungen durch Stellenbesetzungssperre

Erhöhung der Lebensarbeitszeit auf 62 Jahre für Vollzugsbeamte

Versorgungsabschläge bis zu 10,8 % bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem Dienst

Verschlechterung bei der Hinterbliebenenversorgung

Verlängerung der Wochenarbeitszeit auf 41 Stunden (NRW)

Streichung Urlaubsgeld

Absenkung Weihnachtsgeld

Überalterung der Polizei

Zerschlagung der Mitbestimmung im öffentlichen Dienst

Zerschlagung der Einsatzküchen u.a.m.

Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Konrad Freiberg zum Thema „Aufklärungsquote“
Berlin.         Angesichts der gegenüber dem Vorjahr erneut gesteigerten Aufklärungsquote bei gleichzeitiger hoher Belastung und personellen Engpässen gebühre der deutschen Polizei ein deutliches Lob und großer Respekt, sagte der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Konrad Freiberg, anlässlich der Vorstellung der Polizeilichen Kriminalstatistik 2006 (PKS) am heutigen Dienstag in Berlin.

Freiberg: „Die hohe Leistungsbereitschaft und ungebrochene Motivation der Polizeibeschäftigten produzieren den Glanz des Erfolges, in dem sich die Politik so gerne sonnt. Nach innen jedoch verbreiten die verantwortlichen Minister die Kälte zunehmenden Sozial- und Personalabbaus. Diese Schieflage muss ausgeglichen werden.“

Deutschland, so der GdP-Vorsitzende, sei trotz leicht sinkendem Gesamtstraftatenaufkommen nicht sicherer geworden. Der Anstieg der Gewaltkriminalität, vor allem im Bereich gefährlicher und schwerer Körperverletzungen, konnte nicht gestoppt werden. Freiberg: „Immer häufiger schlägt Polizistinnen und Polizisten in ihrem alltäglichen Dienst enthemmte, brutale Gewalt entgegen, oft ausgelöst durch Missbrauch von Alkohol oder durch mangelnde Fähigkeiten Konflikte im Gespräch auszutragen.

Die entscheidenden gesellschaftlichen Baustellen sind Erziehung, Bildung und Integration.“ Sorge, so Freiberg, bereite seiner Organisation überdies die Verschiebung der Straftatenhäufigkeit von klassischen Delikten wie Diebstahl und Raub hin zu Internet-Straftaten. Dem Risiko, beim Umgang mit Plastikgeld und dem Internet betrogen oder abkassiert zu werden, seien sich viele Bürger noch nicht ausreichend bewusst. Bei der Ermittlung solcher Betrugstaten oder schwerster Straftaten wie der Internet-Kinderpornographie stoße die Polizei zudem immer wieder an personelle Grenzen. Freiberg: „Diese

Ermittlungsarbeit stellt hohe Anforderungen an das technisches Verständnis und verlangt eine gefestigte Persönlichkeit. Der wachsende Berg von zu durchsuchenden Festplatten hat schon zu harscher Kritik überlasteter Beamter geführt.“

Beihilfeschwierigkeiten

In letzter Zeit mehren sich wieder die Beschwerden über die langen Bearbeitungszeiten ( z.Z. bis zu 5 Wochen) beim der Beihilfestelle des LBV. Dabei ergeben sich Schwierigkeiten bei der Abrechnung und Erstattung der nicht verschreibungspflichtigen Medikamente, die aber ärztlich verordnet und rezeptiert wurden. Selbst bei aufgrund schwerer Erkrankungen jahrelang verordnete Medikamente werden die Kosten nicht mehr anstandslos erstattet, sondern bestimmte ärztliche Begründungen gefordert.  

Wie bereits berichtet, wurden zum 01. Januar 07 die Beihilfebestimmungen geändert. Da heißt es u.a. zu den Arzneimittelverordnungen, 

„Aufwendungen für verschreibungspflichtige Arzneimittel sind weiterhin beihilfefähig, sofern sie nicht nach den Arzneimittelrichtlinien der gesetzlichen Krankenversicherung von der Verordnung ausgeschlossen sind. Nichtverschreibungspflichtige Arzneimittel sind grundsätzlich beihilfefähig, soweit sie zum 

Therapiestandard gehören. Dies gilt auch hinsichtlich der Aufwendungen für Arzneimittel der Anthroposophie und Homöopathie“.

Bei einer Nachfrage beim Landesamt wurde dort zu  erklären versucht, dass die Verzögerungen mit den zum Januar eingetretenen Änderungen im Zusammenhang stehen würde, da die bezeichneten Medikamente  nach § 4 Abs.1, Nr.7b BVO nicht mehr ohne Begründung erstattet werden können. 

In diesem Zusammenhang wird auf die Ausführungsbestimmungen zu diesem Paragraphen hingewiesen, die weitere Erläuterungen zu diesen Medikamenten geben.

Des weiteren verzögere sich die Bearbeitungszeit, wegen der erforderlich gewordenen PZN, die jedes Mal zu prüfen ist. 

„PZN“ ist die Abkürzung für Pharmazentralnummer. Diese ist ein deutschlandweit einheitlicher Identifikationscode für Arzneimittel und Apothekenprodukte, der bei jedem Medikament geprüft werden müsse und so einen höheren Arbeitsaufwand erfordere. 

Es wird also auch dringend angeraten, die Beihilfebescheide genau zu prüfen, die vom LBV evtl. so 

oder ähnlich erläutert werden: 
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Notizen und Hinweise:

Mehr Rente oder trotzdem weniger ?

Nach drei Nullrunden in Folge werden die Renten zum 01. Juli 2007 um ganze 0,54 % erhöht. Aber für viele Bezieher kein Grund zur Freude. Für einige bedeuten die 0,54 Prozent keinesfalls eine Erhöhung der Rentenbezüge, sondern sie müssen sogar mit einem Minus rechnen, weil die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge auch angehoben werden. Ob das tatsächlich der Fall ist, ist nur bei einem Vergleich mit dem letzten Rentenbescheid feststellbar. Besonders betroffen sind wieder die Bezieher kleiner Renten.

Grundsteuer fürs Eigenheim doch rechtens *)
Das OVG Münster hat entschieden, dass die Erhebung der Grundsteuer für selbstgenutzte Eigenheime rechtens ist, wie schon zuvor auch das Verwaltungsgericht Düsseldorf in erster Instanz entschieden hatte. Dabei ist es unerheblich, ob das Eigenheim selbst genutzt oder mit Mieteinnahmen vermietet wird. 

*) Ich hatte in früheren Ausgaben schon dazu berichtet.

Zum Thema „Versorgungsbezüge aus dem Beförderungsamt- Wartefrist von drei Jahren verfassungswidrig, weise ich auf das Landesjournal der Zeitschrift „Deutsche Polizei“ Ausg.5/2007, Seite 12 „Pensionen“ hin.
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nicht beihilfefdhig (§ ¢ Abs. 1 Nr. 7 b BVO).

Nicht beihilfefdhig sind Arzneimittel zur Anwendung bei Erk&ltungskrankheiten
und grippalen Infekten einschlieBlich der bei diesen Krankheiten anzuwendenden
Schnupfenmitteln, Schmerzmittel, hustenddmpfenden und hustenlésenden Mittel, so-
fern es sich nicht um schwerwiegende Gesundheitsstdrungen handelt.

Ich bitte Sie, ggf. den Beleg mit einer entsprechenden &rztlichen Bescheinigung

erneut vorzulegen.

Nicht beihilfef3hig sind Abfiihrmittel. Hiervon ausgenommen ist die Behandlung
von Erkrankungen im Zusammenhang mit Tumorleiden, Megacolon, Divertikulose, Di-
vertikulitis, Mukoviszidose, neurogener Darml3hmung, vor diagnostischen Ein-
griffen, bei phosphat-bindender Medikation bei chronischer Niereninsuffizienz,
bei der Opiat- sowie Opioidtherapie und in der Terminalphase.

Ich bitte Sie, ggf. den Beleg mit einer entsprechenden &rztlichen Bescheinigung
erneut vorzulegen.




Euer

Ansprechpartner für Senioren
       -Jo. Paschke-
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